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Der Hessische Kultusminister

Herrn slers in K raft tritt. Das Inkrafttre ten  zu diesem Zeitpunkt ist
P räsidenten erforderlich, dam it der Konvent und die Fachbereichsräte
der Technischen Hochschule im Sommersemester 1975 gewählt und gebildet werden kön-
61 D a r m s t a d t  ncn.

Wahlordnung für die Wahlen zum Konvent und zu den Fach­
bereichsräten der Technischen Hochschule in Darmstadt
B e z u g :  Ih r Bericht vom 27. 2. 1975 — I B — 10 — 7 — 

2 sto — (n. v.)

Mein Erlaß vom 13. 2. 1975 — V A 3 — 410/03 (2) — 
96 — (n. v.)

Gemäß § 38 Abs. 2 Satz 2 des Hochschulgesetzes erlasse ich 
an Stelle des Konvents der Technischen Hochschule in D arm ­
stadt die nachstehende W ahlordnung für die W ahlen zum 
K onvent und zu den Fachbereichsräten der Technischen Hoch­
schule in Darmstadt.
Die sofortige Vollziehung wird im öffentlichen Interesse an­
geordnet (§ 80 Abs, 2 Nr. 4 VwGO).

g r  ti n d u n g : Mit Erlaß vom 13. 2. 1975 — V A 3 — 410/03 
— 96 — habe ich gemäß § 38 Abs. 2 Satz l des Hochschul- 

^ e s e tz e s  angeordnet, daß der K onvent der Technischen Hoch­
schule in D arm stadt nach § 14 Abs. 1 Nr. 4 des U niversitäts­
gesetzes (HUG) in der Fassung vom 6. 12. 1974 eine W ahl­
ordnung, die mindestens Vorschriften über die W ahlen zum 
K onvent und zu den Fachbereichsräten enthält, bis zum 28. 2. 
1975 erläßt. Auf die Ausführungen in diesem Erlaß w ird ver­
wiesen.
Auf Grund des Erlasses vom 13. 2. 1975 wurde der Konvent 
zu einer Sitzung am 26. 2. 1975 einberufen. Da nur 39 Kon­
ventsm itglieder anwesend waren, w ar der K onvent nicht be­
schlußfähig. Der Konvent ist somit nicht der Anordnung 
nachgekommen, bis zum 28. 2. 1975 eine W ahlordnung für die 
W ahlen zum K onvent und zu den Fachbereichsräten zu er­
lassen.
Wie bereits in dem Erlaß vom 13. 2. 1975 dargelegt, hätte  der 
K onvent eine W ahlordnung bis zu diesem Zeitpunkt erlassen 
müssen, dam it sie am Anfang des Sommersemesters, also am
2. 4. 1975, in K raft treten  kann. Dies ist Voraussetzung dafür, 
daß der Konvent und die Fachbereichsräte — wie gesetzlich 
vorgeschrieben — im Sommersemester 1975 gewählt werden 
können.
Damit diese Wahlen stattfinden können, bin ich gemäß § 38 
Abs. 2 Satz 2 des Hochschulgesetzes berechtigt, eine W ahlord­
nung für die Wahlen zum K onvent und zu den Fachbereichs­
räten an Stelle des Konvents zu erlassen.

von m ir erlassene W ahlordnung übernim m t im wesent- 
^raien den E ntw urf einer W ahlordnung, den die vom Konvent 
am 29. 1. 1975 eingesetzte Kommission dem Konvent zur Be­
schlußfassung empfohlen hat.
Einige Vorschriften dieses Entw urfs habe ich aus rechtlichen 
oder redaktionellen G ründen geändert bzw. ergänzt.
§ 39 Abs. 2 des Entw urfs der W ahlordnung, der den Dozenten 
im B eam tenverhältnis auf W iderruf, die von der Hochschule 
zur Ernennung als Beamte auf Zeit vorgeschlagen werden, 
bereits vor ih rer Ernennung das passive W ahlrecht in der 
Gruppe der Hochschullehrer einräum t, habe ich nicht erlas­
sen. Nach dieser Vorschrift kann der zur Ernennung vorge­
schlagene Dozent auf einer Hochschullehrerliste kandidieren. 
Im Fall der Listenw ahl kann die Stimme fü r diese Liste, im 
Fall der Persönlichkeitswahl kann die Stimme für diesen 
K andidaten abgegeben werden (§ 15 des Entw urfs der W ahl­
ordnung). Die K andidatur bleibt nach Abschluß der Wahl un ­
berücksichtigt, wenn der Dozent nicht bis zum Schluß der 
Wahl ernann t worden ist.
Gegen diese Vorschrift bestehen wahlrechtliche Bedenken, da 
für die Wähle: zum Zeitpunkt der Stimmabgabe nicht fest- 
steht. ob die auf der Liste angeführten K andidaten tatsäch­
lich zur Wahl stehen. Besonders bedenklich ist diese Regelung 
im Falle der Persönlichkeitswahl. W ird der Dozent nicht vor 
der Wahl ernannt, ist die Stim m abgabe für ihn schwebend 
unw irksam ; w ird er nicht bis zum Schluß der Wahl ernannt, 
ist die Stim m abgabe endgültig unwirksam .
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 
Satz 4 VwGO ist notwendig, da nur auf diese Weise gew ähr­
leistet ist. daß die W ahlordnung zu Beginn des Sommerseme-

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g :  Gegen diesen Erlaß kann 
Anfechtungsklage innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
beim Verwaltungsgericht in Darm stadt, Neckarstraße 3 a, 
schriftlich oder zur Niederschrift des U rkundsbeam ten der 
Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage ist gegen das 
Land Hessen, vertreten  durch seinen M inisterpräsidenten, 
dieser vertreten durch den Hessischen K ultusm inister in 
Wiesbaden, Luisenplatz 10, zu richten.
Die Klage nebst allen Schriftsätzen soll in soviel Stücken ein- 
gereicht werden, daß sie allen Beteiligten zugestellt werden 
kann. Die Klage muß den Kläger, den Beklagten und den 
Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestim m ten An­
trag  enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen 
und Beweismittel sollen angegeben, dieser Erlaß soll in U r­
schrift oder in Abschrift beigefügt werden.
Wiesbaden, 17. 3. 1975

Der Hessische Kultusminister
V A 3 — 410/03 (2) — 104 
gez. K r o l l m a n n

StAnz. 13/1975 S. 57 X

*

Wahlordnung für die Wahlen zum Konvent und zu den Fach­
bereichsräten der Technischen Hochschule in Darmstadt

I. W a h l e n  z u m  K o n v e n t  
§ 1 Wahlverfahren, allgemeine Bestimmungen
(1) Die M itglieder des Konvents werden in getrennten W ahl- 
gängen (Gruppenwahl) unm ittelbar und geheim und nach den 
G rundsätzen der Verhältniswahl auf Grund von Listen ge­
wählt. Briefwahl ist zulässig.
(2) Die in dieser W ahlordnung vorgesehenen Fristen enden 
jeweils um  16.00 Uhr des Ablauftages. Fällt der letzte Tag 
einer F rist auf einen Samstag oder gesetzlichen Feiertag, so 
endet die F rist am nächsten Werktag.
(3) A rbeitstage sind die W erktage mit Ausnahme des Sam s­
tags.
(4) Die Wahlen werden an mindestens zwei, höchstens vier 
aufeinanderfolgenden nicht vorlesungsfreien Arbeitstagen in 
der Zeit von 9.00 Uhr bis 16.00 Uhr durchgeführt.

§ 2 Wahlorgane
(1) W ahlorgane sind:
1. der W ahlvorstand,
2. der Kanzler als W ahlleiter.
(2) Im Falle der Verhinderung des Kanzlers bestellt der P rä­
sident den W ahlleiter; der W ahlleiter muß die Befähigung 
zum Richteram t oder zum höheren Verwaltungsdienst haben.
(3) Der W ahlvorstand kann zur D urchführung der W ahlhand­
lung W ahlausschüsse bilden (§ 6).
(4) W ahlvorstand und W ahlleiter können zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben Hilfspersonen heranziehen (Wahlhelfer).
(5) Die Tätigkeit im W ahlvorstand und in den W ahlausschüs­
sen ist ehrenamtlich. Die M itglieder des W ahlvorstandes und 
der W ahlausschüsse sowie die W ahlhelfer sind zur unpar­
teiischen und gewissenhaften Erfüllung ihrer Aufgaben ver­
pflichtet.
(6) W ahlbewerber und V ertrauensm änner für Wahlvorschläge 
dürfen nicht dem W ahlvorstand angehören (§ 13).
(7) Zur Teilnahm e an der W ahlhandlung und zur M itarbeit 
im W ahlvorstand und in den W ahlausschüssen ist in ange­
messenem Umfang Dienstbefreiung zu gewähren.

§ 3 Wahlvorstand
(1) Der W ahlvorstand hat vier Mitglieder.
(2) Dem W ahlvorstand gehört je ein V ertreter der im Konvent 
vertretenen G ruppen ah (§ 14 Abs. 2 dbs Universitätsgesetzes 
[HUG] in der Fassung vom 6. 12. 1974, GVB1. T S. 603).
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(3) Die M itglieder des W ahlvorstandes werden von den Ver­
tre te rn  ih rer Gruppe im K onvent dem K onventsvorstand be­
nannt. F ür jedes Mitglied ist zugleich ein S tellvertreter zu 
benennen.
(4) Benennt eine Gruppe die von ihr zu entsendenden Mit­
glieder des W ahlvorstandes nicht oder nicht rechtzeitig, w er­
den die fehlenden M itglieder des W ahlvorstandes und ihre 
V ertreter vom Konventsvorstand benannt. Die nach Satz 1 
Benannten müssen nicht der Gruppe angehören, die von 
ihrem  Entsendungsrecht in den W ahlvorstand keinen Ge­
brauch gemacht hat.
(5) Scheidet ein Mitglied des W ahlvorstandes oder ein V ertre­
te r vorzeitig aus, gilt Abs. 4 entsprechend.
(6) Der W ahlvorstand w ählt aus seiner Mitte einen Vorsit­
zenden, dessen S tellvertreter und einen Schriftführer. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das vom jüngsten Mitglied zu 
ziehende Los.
(7) Der W ahlvorstand ist beschlußfähig, wenn m ehr als die 
Hälfte seiner M itglieder anwesend sind. Er entscheidet mit 
einfacher M ehrheit der Anwesenden.

3. die Studenten,
4. die sonstigen M itarbeiter,
soweit sie hauptberuflich an der Hochschule tätig sind. Ais 
hauptberuflich gilt die Tätigkeit, die mindestens die Hälfte 
der tarifrechtlich oder dienstrechtlich vorgesehenen A rbeits­
zeit umfaßt.
(2) Entpflichtete oder im Ruhestand befindliche Professoren, 
die m it der V ertretung ihrer Professur beauftragt sind, üben 
das W ahlrecht in der Gruppe der Hochschullehrer aus.
(3) Zu den W ahlberechtigten gehören auch die bereits beru­
fenen und bis zu ihrer Einstellung mit der Vertretung ihrer 
künftigen Professorenstelle beauftragten Personen.
(4) Wer in m ehreren der in Abs. 1 aufgezählten Gruppen 
wahlberechtigt wäre, übt sein W ahlrecht in der Gruppe aus, 
die in der Aufzählung in Abs. 1 von den in Frage kommenden 
Gruppen durch die jeweils niedrigste Zahl bestimm t ist.
(5) Das aktive Wahlrecht derjenigen W ahlberechtigten, die 
für das Semester beurlaubt sind, in dem die Wahl stattfindet, 
ruht.

(8) Soweit diese W ahlordnung nichts anderes bestimmt, rich­
te t sich das Verfahren des W ahlvorstandes nach den in § 9 
des Hochschulgesetzes (HHG) vom 12. Mai 1970 (GVB1.1 S. 315), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 12. 6. 1973 (GVB1. I
S. 202), enthaltenen Grundsätzen.

§ 4 Aufgaben des W ahlvorstandes
(1) Der W ahlvorstand ist für die ordnungsgemäße Vorberei­
tung und Durchführung der Wahl verantw ortlich (§ 23 Abs. 1 
HHG). Die Aufgaben des W ahlleiters bleiben unberührt.

§ 8 W ählbarkeit (Passives Wahlrecht)
(1) W ählbar sind alle W ahlberechtigten, die der Universität
im Zeitpunkt der Wahl m indestens sechs Monate angehören 
(§ 14 Abs. 2 Satz 5 HUG). Ä
(2) Für Studenten gilt diese Voraussetzung als erfüllt, w<J^P 
sie im vorhergehenden Semester an der U niversität ordnungs­
gemäß im m atrikuliert waren, und zwar ohne Rücksicht auf 
das Datum, an dem die Im m atrikulation oder Rückmeldung 
im einzelnen erfolgt ist.

(2) Der W ahlvorstand nim m t die ihm durch diese W ahlord­
nung übertragenen Aufgaben wahr. Er beschließt über die 
Regelung von Einzelheiten der W ahldurchführung.
(3) Der W ahlvorstand beschließt insbesondere über
1. die Bestimmung des W ahlterm ins und der Wahllokale,
2. den Term in zur Einreichung der Vorschlagslisten,
3. die Bildung von Stimmbezirken,
4. die Prüfung, Zulassung und Bekanntm achung der Vor­

schlagslisten,
5. Einzelheiten der Offenlegung des W ählerverzeichnisses,
6. Berichtigungen des W ählerverzeichnisses nach § 10,
7. die Feststellung des endgültigen W ahlergebnisses,
8. die Zuteilung der Sitze,
9. W ahlanfechtungen.
(4) Zu den Beschlüssen nach Abs. 3 Nr. 1, 2 und 5 ist die Zu­
stim m ung des W ahlleiters erforderlich.
(5) Verhandlungen des W ahlvorstandes sind öffentlich. § 9 
Abs. 4 HUG gilt entsprechend. Für die Auszählung der S tim ­
men kann die Öffentlichkeit auch ausgeschlossen werden, 
wenn dies aus technischen Gründen oder zur W ahrung des 
W ahlgeheimnisses geboten ist.
(6) Beschlüsse des W ahlvorstandes sind durch Aushang und 
gegebenenfalls auf andere Weise universitätsöffentlich be­
kanntzumachen.

§ 5 Aufgaben des Wahlleiters
(1) Der W ahlleiter ist für die technische Vorbereitung der 
W ahlen verantw ortlich (§ 22 Abs. 1 HHG). Hierzu steht ihm 
das W ahlamt zur Verfügung.
(2) Er sorgt insbesondere für die Erstellung des W ählerver­
zeichnisses, den Druck der W ahlbekanntm achung und der 
Stimmzettel.

§ 6 Aufgaben der Wahlausschüsse
Die W ahlausschüsse sorgen für die ordnungsgemäße Durch­
führung der W ahl in ihrem  Stimmbezirk nach Weisung des 
W ahlvorstandes. F ür die Benennung der M igtlieder der W ahl­
ausschüsse gelten § 3 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 entsprechend.

§ 7 Wahlberechtigung (Aktives Wahlrecht)
(1) W ahlberechtigt sind die einer Gruppe zugehörigen M it­
glieder der Hochschule (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 HUG):
1. die Hochschullehrer (Professoren und Dozenten)
2. die wissenschaftlichen M itarbeitei’,

§ 9 D rittm ittelbedienstetc
D rittm ittelbedienstete haben das Wahlrecht, soweit sie einen 
mit dem Land Hessen abgeschlossenen Dienst- oder A rbeits­
vertrag haben.

§ 10 W ählerverzeichnis
(1) Die Ausübung des W ahlrechts setzt die E intragung in das 
W ählerverzeichnis voraus (§ 22 HUG). Die W irksam keit der 
Erteilung von Wahlscheinen nach Abs. 6 Satz 2 bleibt unbe­
rührt.
Das W ählerverzeichnis gliedert sich entsprechend § 4 Abs. 3 
HUG in vier Gruppen:
Gruppe I 
Gruppe II 
Gruppe III 
Gruppe IV

=  Hochschullehrer (Professoren und Dozenten) 
=  Studenten
=  wissenschaftliche M itarbeiter 
=  sonstige M itarbeiter.

(2) Das W ählerverzeichnis wird drei Wochen vor dem W ahl­
term in geschlossen. Es muß an mindestens fünf nicht vcng^ 
sungsfreien Arbeitstagen vor der Schließung o ffe n g e l^ ^ J  
haben.
(3) Der W ahlterm in ist so zu bestimmen, daß zwischen dem 
letzten Tag der Rückmeldefrist fü r Studenten und dem Tag, 
an dem das W ählerverzeichnis geschlossen wird, mindestens 
fünf Arbeitstage liegen.
(4) Die E intragung eines Studenten in das Wählerverzeichnis 
findet im Falle einer nachträglichen Im m atrikulation oder 
Rückmeldung nach Ablauf des letzten Tages der allgemeinen 
Rückmeldefrist nicht m ehr statt. Die Eintragung eines Hoch­
schullehrers, eines wissenschaftlichen M itarbeiters oder eines 
sonstigen M itarbeiters in das W ählerverzeichnis findet nicht 
m ehr statt, wenn seine Einstellung, Anstellung oder Ernen­
nung nach Schließung des W ählerverzeichnisses erfolgt. Än­
dert sich die Zugehörigkeit eines W ahlberechtigten zu einer 
Gruppe nach den in diesem Absatz genannten Zeitpunkten, 
so kann bis zum dritten  Tag vor der W ahl auf Beschluß des 
W ahlvorstandes das W ählerverzeichnis berichtigt werden. An­
sonsten übt er das W ahlrecht in der Gruppe aus, der er seit­
her angehörte.
(5) Das W ählerverzeichnis muß durch Beschluß des W ahl­
vorstandes neu eröffnet und zu dem vom W ahlvorstand zu 
bestim m enden Term in erneut geschlossen werden, wenn der 
W ahlterm in verschoben oder die W ahl w iederholt wird.
(6) Gegen die N ichteintragung oder die E intragung einer fal­
schen G ruppenzugehörigkeit eines W ahlberechtigten in das 
W ählerverzeichnis kann  von diesem w ährend der Offenle­
gung des W ählerverzeichnisses W iderspruch beim W ahlvor-

j
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stand eingelegt werden. Gibt der W ahlvorstand dem W ider­
spruch statt, erte ilt er einen Wahlschein (§ 17 Abs. 1 Nr. 1).
(7) Gegen die E intragung einer Person in das W ählerver­
zeichnis, die nicht wahlberechtigt ist, kann von jedem W ahl­
berechtigten w ährend der Offenlegung des W ählerverzeich­
nisses W iderspruch beim W ahlvorstand eingelegt werden. Der 
Eingetragene soll dazu gehört werden. Beschließt der W ahl­
vorstand die Streichung des Eingetragenen aus dem W ähler­
verzeichnis, ist dieser unverzüglich schriftlich (Einschreiben 
m it Rückschein) zu benachrichtigen. Er kann binnen einer 
Ausschlußfrist von drei Tagen nach der Beschlußfassung des 
W ahlvorstandes Widerspruch beim W ahlvorstand einlegen. 
Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.
(8) Wird der Widerspruch zurück gewiesen, kann der Betrof­
fene dagegen die Entscheidung des Verwaltungsgerichts her­
beiführen.
(9) Nach Schließung des Wählerverzeichnisses bedarf die Be­
richtigung offensichtlicher Fehler, Unstimmigkeiten oder 
Schreibversehen von Amts wegen eines Beschlusses des 
W ahlvorstandes.

§11 Verfahren zur Aufstellung der Wählerverzeichnisse
(1) Der W ahlleiter entscheidet — nach Bildung des W ahlvor- 
standes in Benehmen mit diesem — in welcher Weise die 

E in tragung  in das W ählerverzeichnis für Studenten zu be- 
Iv irken  ist. Er kann dazu anordnen, daß die Form ulare bei 
der Im m atrikulation oder Rückmeldung entsprechend zu e r­
gänzen sind. Dies gilt auch für die Benachrichtigung der S tu­
denten von ihrer E intragung in das W ählerverzeichnis (§ 22 
Abs. 6 HHG).
(2) Die Eintragung der M itglieder der anderen Gruppen in 
das W ählerverzeichnis erfolgt auf Grund der in der Hoch­
schule vorhandenen Personalunterlagen. Die Benachrichti­
gungen können über die Hochschuleinrichtungen verteilt oder 
m it der Post übersandt werden.
(3) Das W ählerverzeichnis muß Name, Vorname und Dienst­
stelle oder Einrichtung bzw. bei Studenten M atrikelnum m er 
enthalten.

§ 12 Zustellungen an Wahlberechtigte
(1) Die W ahlorgane genügen der von ihnen zu fordernden 
Sorgfalt, wenn sie W ahlbenachrichtigungen, W ahlunterlagen 
oder sonstige individuelle M itteilungen an W ahlberechtigte 
an die Anschrift absenden, die aus dem Wählerverzeichnis 
oder aus den in der Hochschule vorhandenen Personalunter­
lagen ersichtlich ist.
(2) Es ist Sache des W ahlberechtigten, die W ahlorgane von 
Ä nderungen der Anschrift zu benachrichtigen. Die W ahl­
organe und ihre H ilfskräfte sind nicht verpflichtet, Nachfor­
schungen zur Erm ittlung der richtigen Anschrift einzuleiten, 
Sülls Postsendungen als unzustellbar zurückkommen. Sie sol­
le n  Nachforschungen anstellen, soweit dies ohne Vernachläs­
sigung anderer Aufgaben möglich erscheint.

§ ]3 Vorschlagslisten
(1) Jede Vorschlagsliste kann beliebig viele Bewerber en thal­
ten. Sie soll nach Möglichkeit nicht weniger als fünf Bewer­
ber aufweisen. Die Reihenfolge der Bewerber muß aus der 
Vorschlagsliste ersichtlich sein.
(2) In einer Vorschlagsliste können jeweils nur Bewerber aus 
einer Gruppe (§ 4 Abs. 3 HTJG) benannt werden. Bewerber, 
die in der jeweiligen Gruppe nicht w ählbar sind, werden 
durch Beschluß des W ahlvorstandes von der Vorschlagsliste 
gestrichen.
(3) Die Vorschlagsliste muß den Namen und Vornamen des 
Bewerbers, sein G eburtsdatum  und die Dienststelle oder den 
Fachbereich enthalten, in der er tätig ist oder studiert. Bei 
S tudenten ist ferner die M atrikelnum m er anzugeben.
(4) Mit de- Vorschlagsliste ist die schriftliche E inversländnis- 
erk lärung der in ihr genannten Bewerber zur K andidatur auf 
diesem W ahlvorschlag vorzulegen. Die Benennung eines E r­
w erbers ohne E iuverständniserklürung ist unzulässig.
(5) Ein Bew erber darf nur auf einer Vorschlagsliste genannt 
werden. Wird ein Bewerber mit seinem Einverständnis auf 
m ehreren Listen genannt, ist er durch Beschluß des W ahlvor­
standes auf allen zu streichen.
(6) Eine Vorschlagsliste w ird nur zugelassen, wenn sie von 
m indestens zehn Personen unterstü tzt wird, die in der jew ei­

ligen Gruppe wahlberechtigt sind. Der W ahlbewerber kann 
die Vorschlagsliste, auf der er kandidiert, auch selbst un te r­
stützen.
Wer einen Wahlvorschlag nach Satz 1 unterstützt, hat dabei 
zu seiner Person dieselben Angaben zu machen, die von W ahl­
bewerbern nach Abs. 3 gefordert werden.
(7) Ein W ahlberechtigter kann nur eine Vorschlagsliste im 
Sinne von Abs. 6 unterstützen; hat jem and m ehrere Vor­
schlagslisten unterzeichnet, ist seine Unterschrift auf allen 
Vorschlagslisten ungültig.
(8) Eine Vorschlagsliste, die bei ihrer Einreichung im Sinne 
von Abs, 6 ausreichend unterstü tzt war, ist auch dann zuge- 
lassen, wenn Unterzeichner der Vorschlagsliste später erk lä­
ren. daß sie diesen Wahlvorschlag nicht länger unterstützen.
(fl) Um die Bearbeitung von Rückfragen des W ahlvorstandes 
und die K lärung von Zweifelsfragen zu erleichtern, soll in 
jedem Wahlvorschlag ein Vertrauensm ann unter Angabe sei­
ner Anschrift und möglichst auch seines Fernsprechanschlus- 
ses benannt werden. Falls keine besondere Benennung e r­
folgt, gilt der auf dem ersten Platz der Vorschlagsliste ge­
nannte Bewerber als V ertrauensm ann des Wahlvorschlags. 
Der V ertrauensm ann ist zur Abgabe und zum Empfang von 
Erklärungen gegenüber dem W ahlvorstand und dem W ahl­
leiter bevollmächtigt. Die W ahlorgane können jedoch in a l­
len Fällen auch unm ittelbare Erklärungen von den Bewer­
bern entgegennehmen und ihnen gegenüber abgeben.
(10) Für die Vorschlagslisten, E inverständniserklärungen und 
U nterstützerlisten sind Vordrucke des W ahlamtes zu ver­
wenden. Alle Angaben sollen mit Schreibmaschine eingetra­
gen werden.

§ 14 Prüfung der Vorschlagslisten
(1) Die Vorschlagslisten sind innerhalb der vom W ahlvor- 
stand bestimmten Fristen (§ 4 Abs. 3 Nr. 2) beim Wahlamt 
einzureichen. Das W ahlamt verm erkt auf jeder eingereichten 
Vorschlagsliste Tag und Uhrzeit des Eingangs, prüft die Vor­
schlagslisten auf ihre äußere Ordnungsm äßigkeit und Voll­
ständigkeit und weist gegebenenfalls auf Mängel hin. Bis zum 
Ablauf der nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 bestimm ten Frist können 
Vorschlagslisten zurückgenommen, geändert oder ergänzt 
werden (§ 13 Abs. 9). Die Mitglieder des W ahlvorstandes kön­
nen während der Dienstzeit jederzeit beim W ahlamt Einblick 
in eingereichte Vorschlagslisten nehmen.
(2) Unverzüglich nach Ablauf der in § 4 Abs. 3 Nr. 2 genann­
ten F rist tr itt  der Wahl Vorstand zusammen, um die Vor­
schlagslisten zu prüfen und über ihre Zulassung zu entschei­
den; hierzu sind die V ertrauensm änner der Listen einzuladen. 
Der W ahlvorstand kann die Listen bereits nach ihrem  Ein­
gang prüfen und die V ertrauensm änner auf Mängel hinwei- 
sen.
(3) Wahlvorschläge, die verspätet eingereicht werden, oder 
den durch diese W ahlordnung rfiifgestellten Anforderungen 
nicht genügen, sind nicht zuzulassen.
(4) Der W ahlvorstand benachrichtigt unverzüglich die Ver­
trauensleute der nicht zugelassenen Wahlvorschläge unter An­
gabe der Gründe, aus denen die Zulassung versagt wurde.
(5) Gegen die Nichtzulassung eines Wahlvorschlages kann 
binnen einer Ausschlußfrist von fünf Tagen Widerspruch 
beim W ahlvorstand eingelegt werden. Die F rist beginnt mit 
der Verkündung der Entscheidung des W ahlvorstandes.
(6) Abs. 4 und 5 gelten entsprechend, wenn der W ahlvorstand 
einzelne Bewerber von der Vorschlagsliste streicht, diese im 
übrigen aber zuläßt.
(7) Die Reihenfolge der Listen wird durch das vom Vorsitzen­
den des W ahlvorstandes zu ziehende Los bestimmt.

§ 15 FcrsÖnlichkeitswahl
(1) Wird für die Wahl aus einer Gruppe nur eine Liste ein- 
gert ;cl;1. so wird die Wahl als Persönlichkeitswahl durchge­
führt. In diesem Falle werden sämtliche Kandidaten der 
Liste auf dem Stimmzettel aufgeführt. Jeder W ahlberechtigte 
kann so viele K andidaten ankreuzen, wie Sitze zur Verteilung 
umstehen. Stim m enhäufung ist unzulässig.
(2) Die Verteilung der Sitze erfolgt nach der Anzahl der auf 
die K andidaten entfallenden Stimmen; das gleiche gilt im 
Falle des Nachrückens beim Freiw erden eines Sitzes. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das vom Vorsitzenden des 
W nhlvorstandes zu ziehende Los.
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kann nach Beschluß des W ahlvorstandes die Stimmabgabe 
in einzelnen oder allen Stimmbezirken mit Hilfe von W ahl­
maschinen erfolgen.
(2) In diesem Fall bestim m t der W ahlvorstand das Verfahren 
im einzelnen un ter Beachtung der in dieser W ahlordnung nie­
dergelegten Grundsätze im Einvernehmen mit dem W ahl­
leiter.

§ 23 Auszählung
(1) Nach Schluß der Wahl erfolgt die Auszählung der Stim ­
men. Die W ahlurnen werden geöffnet, die Zahl der in der 
Urne enthaltenen W ahlumschläge wird mit der Zahl der nach 
dem W ählerverzeichnis abgegebenen Stimmen verglichen.
(2) Die auf jede Vorschlagsliste entfallenen gültigen Stim m ­
zettel werden zusammengezählt.
(3) Ungültig sind Stimmzettel
1. die nicht in einem amtlichen Wahlumschlag abgegeben 

sind,
2. die als nicht amtlich erkennbar sind,
3. die nicht gekennzeichnet sind,
4. aus denen sich der Wille des W ählers nicht zweifelsfrei 

ergibt,
die einen Zusatz oder einen Vorbehalt enthalten.
M ehrere in einem Wahlumschlag enthaltenen Stimmzettel, 

die gleichlauten, werden als eine Stimme gezählt. Sind sie 
unterschiedlich gekennzeichnet, ist die Stimmabgabe ungültig.
(5) Stimmzettel, über deren Gültigkeit oder Ungültigkeit der 
W ahlvorstand beschließt, weil sie zu Zweifeln Anlaß geben, 
sind m it fortlaufender Nummer zu versehen und von den 
übrigen Stimmzetteln gesondert bei den W ahlunterlagen auf­
zubewahren.

§ 24 Auszählung der Briei'wahlstimmen
(1) Die M itglieder des W ahlvorstandes oder des dam it beauf­
tragten  Wahlausschusses öffnen die eingegangenen W ahl­
briefe einzeln und entnehm en ihnen den Wahlschein und den 
Wahlumschlag.
(2) Leere W ahlbriefe sowie W ahlbriefe, bei denen der W ahl­
schein, die Erklärung zur Briefwahl oder der Wahlumschlag 
fehlen, gelten nicht als Stimmabgabe. Sie werden gesondert 
verw ahrt.
(3) Wahlscheine und W ahlbriefe werden gezählt, die W ahl­
scheine m it den Eintragungen im W ählerverzeichnis ver­
glichen.
(4) Soweit sich Beanstandungen nicht ergeben, werden W ahl­
scheine und Wahlumschläge getrennt. Die Wahlumschläge 

^ i d  in Urnen zu legen, dam it bei der Öffnung des Wahl- 
Ä isch lages Rückschlüsse auf den aus der W ahlbenachrichti- 
|^m g ersieh (liehen Namen des W ahlberechtigten nicht gezo­
gen werden können. Die Wahlumschläge können für diesen 
Zweck auch in die zur Urnenwahl nach § 20 benutzten Urnen 
gelegt werden.
(5) Für die Auszählung gilt § 23 entsprechend.

§ 25 Feststellung des Wahlergebnisses
(1) Sofern W ahlausschüsse eingesetzt werden, p rü ft der W ahl­
vorstand die W ahlniederschriften der Wahlausschüsse, en t­
scheidet über Zweifelsfälle und stellt die Gesamtzahl der 
abgegebenen Stimmen, die Zahl der ungültigen Stimmen und 
die Zahl der Stimmen, die auf die zugelassenen Vorschlags­
listen entfallen sind, fest.
(2) Die Zuteilung der auf die einzelnen W ahlvorschläge der 
Gruppen nach Maßgabe von § 21 Abs. 2 des Hochschulgesetzes 
entfallenden M andate erfolgt nach dem Höchstzahlverfahren 
(d’Hondt). Dazu werden die Stimmenzahlen, die die einzelnen 
Vorschlagslisten erhalten haben, so lange durch 1, 2, 3 usw. 
geteilt, bis so viel Höchstzahlen erm ittelt sind, wie Sitze in 
der jeweiligen Gruppe zu verteilen sind. Liegen für die Zu­
teilung des letzten Sitzes in einer Gi’uppe die gleichen Höchst­
zahlen vor, erfolgt die Zuteilung des M andats an die Liste, die 
die meisten Stimmen erhalten  hat. Sind auf die Listen die 
gleiche Anzahl von Stimmen entfallen, entscheidet das vom 
Vorsitzenden des W ahlvorstandes zu ziehende Los.
(3) Erklärungen, die W ahlbewerber oder Gruppierungen über 
W ahlbündnisse, L islenverbindungen o. ä. abgegeben haben, 
werden dabei nicht berücksichtigt. Eine Ü bertragung oder 
Delegation von überhängenden Stimmen ist unzulässig.

(4) Wenn die einer Gruppe nach § 21 Abs. 2 des Hochschul­
gesetzes zuzuteilenden Sitze nach dem W ahlergebnis nicht 
besetzt werden können, bleiben sie fü r die Amtszeit dieses 
Konvents vakant.
(5) Das W ahlergebnis ist unverzüglich bekanntzumachen (§ 4 
Abs. 6), die V ertrauensm änner sind durch den Vox'sitzenden 
des W ahlvorstandes schriftlich zu benachrichtigen.

§ 26 Wahlniederschrift
(1) Uber die Verhandlungen des W ahlvorstandes und seine 
Beschlüsse sowie über die W ahlhandlung und die Tätigkeit 
der Wahlausschüsse sind Niederschriften zu fertigen. Sie w er­
den jeweils vom Vorsitzenden des W ahlvorstandes (W ahlaus­
schusses) und einem Mitglied (Schriftführer) unterzeichnet.
(2) Die W ahlniederschriften sollen insbesondere den Gang der 
W ahlhandlung aufzeichnen und besondere Vorkommnisse 
vermerken.
(3) Die Stimmzettel, Wahlscheine und sonstigen W ahlunter­
lagen sind nach der Feststellung des W ahlergebnisses zu 
bündeln und der Niederschrift des W ahlvorstandes über seine 
Verhandlung nach § 25 beizufügen.
(4) Die W ahlniederschriften nebst Anlagen sind dem W ahl­
leiter zu übergeben, der W ahlleiter hat sie w ährend der 
Amtszeit des Konvents aufzubewahren. Er trifft auf Grund 
dieser Unterlagen die ihm nach § 28 Abs. 2 obliegenden Ent­
scheidungen.
(5) Die Unterlagen dürfen erst vernichtet werden, sobald ein 
neugew ählter Konvent erstm als zusamm engetreten ist.

§ 27 Wahlprüfung
(1) Wird vom W ahlleiter oder einem W ahlberechtigten geltend 
gemacht, daß bei der Wahl gegen zwingende Vorschriften der 
Gesetze oder dieser W ahlordnung verstoßen sei, tr itt  der 
W ahlvorstand in ein W ahlprüfungsverfahren ein. Der A ntrag 
dazu kann nur innerhalb von zehn Arbeitstagen nach der 
Bekanntmachung des W ahlergebnisses gemäß § 25 Abs. 3 
gestellt werden.
(2) Eine Anfechtung der Wahl m it der Begründung, daß ein 
W ahlberechtigter an der Ausübung seines W ahlrechts gehin­
dert gewesen sei, weil er nicht oder nicht m it der richtigen 
Gruppenzugehörigkeit in das W ählerverzeichnis eingetragen 
wurde oder daß eine Person an der W ahl teilgenommen habe, 
die zwar in das W ählerverzeichnis eingetragen, aber nicht 
wahlberechtigt war, findet nur dann statt, wenn dieser Grund 
bereits gemäß § 10 Abs. 6 bis 8 geltend gemacht worden ist.
(3) Kommt der W ahlvorstand im W ahlprüfungsverfahren 
zu der Überzeugung, daß die behaupteten, von dem A ntrag­
steller glaubhaft zu machenden Verstöße oder Form fehler das 
Ergebnis der Wahl beeinflußt haben können, ordnet er eine 
W iederholungswahl ganz oder fü r einzelne G ruppen oder für 
einzelne Stimmbezirke oder fü r einzelne Gruppen in einzel­
nen Stimmbezirken an. Die Entscheidung nach Satz 1 trifft 
der W ahlvorstand m it der M ehrheit seiner Mitglieder. Der 
Beschluß ist schriftlich zu begründen, m it einer Rechtsm ittel­
belehrung zu versehen und dem A ntragsteller zuzustellen 
(Postzustellungsurkunde).
(4) Die Tätigkeit des W ahlvorstandes endet, sofern keine Ein­
wendungen im W ahlprüfungsverfahren erhoben werden, nach 
Ablauf der im Abs. 1 Satz 2 genannten Frist, ansonsten nach 
unanfechtbar gewordener Entscheidung im W ahlprüfungs­
verfahren bzw. nach Abschluß der W iederholungswahl. Läuft 
ein V erfahren gemäß § 10 Abs. 8, endet die Tätigkeit des 
W ahlvorstandes mit der Beendigung dieses Verfahrens.

§ 28 Nachrücken von Wahlbewerbern
(1) Das Ausscheiden eines W ahlbewerbers, dem ein Sitz zu­
geteilt wurde, ist dem W ahlleiter anzuzeigen.
(2) Der W ahlleiter stellt fest, wer anstelle des Ausgeschie­
denen nachrückt.
(3) Sind auf einer Vorschlagsliste Bewerber, die nachrücken 
könnten, nicht m ehr vorhanden, b leibt der Sitz fü r die rest­
liche Amtszeit des Organs unbesetzt. Sind auf diese Weise in 
einer Gruppe mindestens die Hälfte der Sitze vakant, findet 
für den Rest der Amtszeit, sofern diese nach Durchführung 
der W ahl m ehr als vier Monate beträgt, eine Neuwahl in ­
nerhalb dieser Gruppe statt.
(4) Ist der Inhaber eines M andats beurlaubt, ruh t für die 
Dauer der Beurlaubung sein Mandat. In diesem Fall rückt der
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Listennachfolger für die Dauer der Beurlaubung nach, er ver­
liert sein Mandat, sobald die Beurlaubung endet.

II. W a h l e n  z u  d e n  F a c h b e r e i c h s  r a t e n  
§ 29 Wahlen zu den Fachbereichsräten
F ür die W ahlen zu den Fachbereichsräten gelten die §§ 1 
bis 28 entsprechend, sofern nachfolgend nichts anderes be­
stim m t ist.

§ 30 Zeitpunkt der Wahlen
(1 ) Die W ahlen zu den Fachbereichsräten sollen gleichzeitig 
und nach Möglichkeit zur gleichen Zeit wie die Wahlen zum 
K onvent durchgeführt werden.
(2) Finden die W ahlen zu den Fachbereichsräten getrennt von 
den Wahlen zum Konvent statt, kann für m ehrere oder alle 
Fachbereiche ein gem einsamer W ahlvorstand gebildet w er­
den. Der oder die gemeinsamen W ahlvorstände werden in 
diesem Fall auf Antrag der betreffenden Fachbereiche vom 
Senat gewählt. Die betreffenden Fachbereiche sollen dem 
Senat Vorschläge für die Besetzung des W ahlvorstandes vov- 
legen.
(3) Finden die Wahlen zur gleichen Zeit statt, übernim m t der 
W ahlvorstand für die W ahlen zum Konvent gleichzeitig die 
Aufgaben eines Wahl Vorstandes für die Wahlen des Fach­
bereichsrates. In diesem Falle finden die W ahlen in den 
vom W ahlvorstand für die Wahlen zum Konvent bestimmten 
Stimmlokalen statt.

§ 31 Wahlvorstand
(1) Der W ahlvorstand eines Fachbereichs hat vier Mitglieder 
(§ 23 Abs. 2 HHG); ihm gehört jeweils ein Mitglied jeder 
Gruppe in einem Fachbereich an. Ist im Einzelfall eine Gruppe 
in einem Fachbereich nicht vertreten, verringert sich die Zahl 
der M itglieder des W ahl Vorstandes entsprechend. Die M it­
glieder des W ahlvorstandes werden jeweils von den V ertre­
tern  ih rer Gruppe in dem Fachbereichsrat benannt. F ür jedes 
Mitglied ist ein V ertreter zu benennen. W eder M itglieder noch 
V ertreter müssen dem Fachbereichsrat angehören.
(2) Benennt eine Gruppe die von ihr in den W ahlvorstand zu 
entsendenden M itglieder nicht oder, nicht rechtzeitig, werden 
die fehlenden M itglieder des W ahlvorstandes und ihre V ertre­
te r vom Fachbereichsrat benannt. In diesem Falle müssen die 
Benannten nicht der Gruppe angehören, die von ihrem  E n t­
sendungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat.
(3) W ahlausschüsse werden nicht gebildet.

§ 32 Erklärung über das Wahlrecht
Jeder W ahlberechtigte kann nur in einem Fachbereich das 
aktive und das passive W ahlrecht ausüben (§ 24 Abs. 4 HUG). 
Ist eine E rklärung erforderlich, in welchem Fachbereich er 
das W ahlrecht ausüben will (§ 24 Abs. 5 HUG), ruh t das W ahl­
recht, wenn diese Erklärung nicht abgegeben worden ist 
(§ 22 HHG).

§ 33 Vorschlagslisten
Eine Vorschlagsliste w ird nur zugelassen, wenn sie von m in­
destens vier Personen unterstü tzt wird, die in der jeweiligen 
Gruppe w ahlberechtigt sind. Sind in einer Gruppe weniger 
als 10 Personen wahlberechtigt, ist eine U nterstützung nicht 
erforderlich.

§ 34 Aufbewahrung der Wahlunterlagen
(1) Die W ahlniederschriften nebst Anlagen verbleiben beim 
W ahlamt, das sie w ährend der Amtszeit des Fachbereichs­
rates aufzubew ahren hat.
(2) Der W ahlleiter ha t auf G rund dieser Unterlagen die ihm 
nach § 28 Abs. 2 und 3 obliegenden Entscheidungen zu tre f­
fen. Er kann sich hierzu der U nterstützung des W ahlamts 
bedienen.

§ 35 Festlegung der Zahl der zu Wählenden
(1) F ür die Zusam m ensetzung des Fachbereichsrates gelten 
die Bestim mungen des § 24 Abs. 2 bis 4 HUG.
(2) Der W ahlvorstand entscheidet auf G rund der zu Beginn 
des Semesters, in dem gew ählt w erden soll, vorhandenen 
Hochschullehrerstellen, ob der Fachbereichsrat gemäß § 24 
Abs. 2 HUG oder gemäß § 24 Abs. 3 HUG gebildet w ird. Nach

diesem Zeitpunkt eintretende Änderungen in der Zahl der 
Hochschullehrerstellen bleiben für die Wahl unberücksichtigt.
(3) Die Zahl der zu wählenden K andidaten der Gruppen 2 
bis 4 wird vom W ahlvorstand nach der Beschlußfassung ge­
mäß Abs. 2 auf G rund des § 24 Abs. 2 und 3 HUG festgelegt.

§ 36 Änderungen in der Zusammensetzung des Fachbereichs­
rates

(1) Ä ndert sich nach der Wahl die Zahl der Hochschullehrer, 
bestim m t sich die Anzahl der V ertreter der übrigen Gruppen 
nach § 24 Abs. 2 Sätze 1 und 2 HUG.
(2) Erhöht sich die Zahl der Hochschullehrerstellen w ährend 
der Amtspei'iode auf m ehr als 15, bleibt dieser Umstand un­
berücksichtigt.
(3) V erringert sich die Zahl der Hochschullehrerstellen in den 
Fällen, in denen der Fachbereichsrat gemäß § 24 Abs. 3 HUG 
gebildet wurde, auf weniger als 12, bestim m t sich die Zu­
sammensetzung des Fachbereichsrates nach § 24 Abs. 2 Sätze 1 
und 2 HUG.
(4) Absatz 1 findet entsprechende Anwendung, wenn nicht 
alle für die Gruppe der Hochschullehrer vorgesehenen Sitze 
zugeteilt oder besetzt werden (§ 24 Abs. 3 Satz 4 HUG).

§ 37 Nachrücken von W ahlbewerbern
(1) Wird das gemäß § 24 Abs. 2 HUG vorgesehene V erh ä ltJB  
der Gruppen im Fachbereichsrat durch das Ausscheiden eines 
Mitglieds k raft Amtes geändert, ist die Zusammensetzung 
des Fachbereichsrates neu zu bestimmen. Wird dabei einer 
oder m ehreren G ruppen ein Sitz entzogen, ruh t das M andat 
des oder der letzten V ertreter dieser Gruppen, bis die Zahl 
der Mitglieder k raft Amtes ihre ursprüngliche Höhe erreicht.
(2) Erhöht sich die Zahl der M itglieder k raft Amtes, rücken 
die Bewerber aus den Vorschlagslisten der anderen Gruppen 
nach, die erforderlich sind, um die durch das U niversitäts­
gesetz bestim m te Zusammensetzung des Fachbereichsrates zu 
erreichen.
(3) Die Feststellungen nach Abs. 1 und Abs. 2 trifft der De­
kan. Er kann sich hierzu der U nterstützung des W ahlamtes 
bedienen.

IV. Ü b e r g a n g s -  u n d  S c h l u ß b e s t i m m u n g e n  

§ 38
Soweit in dieser W ahlordnung Entscheidungen durch den 
Fachbereichsrat oder G ruppen im Fachbereichsrat zu treffen 
sind, werden diese Entscheidungen bis zur Neubildung der 
Organe gemäß § 47 HUG von den Fachbereichskonferenzen 
oder Gruppen in den Fachbereichskonferenzen getroffen.

§ 39 A(1) F ür die ersten W ahlen nach dieser W ahlordnung 
stim m t sich das aktive W ahlrecht der Dozenten (§ 39 Abs. 2 
Nr. 2 HUG) nach den folgenden Vorschriften:
(2) Der W ahl Vorstand ha t das W ählerverzeichnis zu berichti­
gen, wenn die Ernennung der in Abs. 1 genannten Dozenten 
vor dem ersten Tag der W ahl erfolgt.
(3) Die Aushändigung von B riefw ahlunterlagen an in Abs. 1 
genannte Dozenten kann nur erfolgen, wenn die Ernennung 
zum Dozenten auf Zeit im Zeitpunkt der Schließung des W äh­
lerverzeichnisses erfolgt ist.

§ 40
Diese W ahlordnung tr it t  m it ih rer Veröffentlichung im S taats­
anzeiger des Landes Hessen in K raft. Gleichzeitig tr i t t  die 
W ahlordnung vom 12. 7. 1972 (StAnz. S. 1838), genehmigt m it 
Erlaß vom 17. 10. 1972, VA 3 410/03 (2) — 66, außer K raft.


